
905

x Amtsblatt für Brandenburg
Gemeinsames Ministerialblatt für das Land Brandenburg

10. Jahrgang Potsdam, den 5. Oktober 1999 Nummer 40

Inhalt Seite

Ministerium der Finanzen

Durchführungshinweise zur Trennungsgeldverordnung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 906

Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr

Einreichung von Unterlagen für Bauleitpläne und Satzungen 
zur Anzeige bzw. Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde
- Antragsunterlagenerlass -  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 912

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung

Mitteilung von Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung 
im Rahmen der Bauleitplanung sowie Bereitstellung von Planungsgrundlagen
und Auskunftspflicht über raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 912

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Öffentliche Ausschreibung zum Schutz von geographischen Angaben 
und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 919

Landeswahlleiter

Wahl zum 3. Landtag Brandenburg am 5. September 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 920

Beilage: Amtlicher Anzeiger Nr. 40/1999



Nach Artikel 3 der Änderungsverordnung vom 26. Mai
1999 wird in den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 in der bis
31. Mai 1999 geltenden Fassung ein vor dem 1. Juni
1999 bewilligtes Trennungsgeld nach den bisherigen
Vorschriften weitergewährt. Maßgebend ist, dass das
Trennungsgeld bis zu diesem Tag bereits bewilligt wor-
den ist. Das Trennungsgeld wird in diesen Fällen für
den bewilligten Zeitraum, längstens bis zum Ablauf des
31. August 1999 gezahlt.

1.3 Zu Absatz 3 - in der ab 1. Juni 1999 geltenden Fas-
sung - Wohnung im Einzugsgebiet -

1.3.1 Befindet sich die Wohnung des Bediensteten im Ein-
zugsgebiet des neuen Beschäftigungs-(Ausbildungs-)
-ortes darf aufgrund einer dienstlichen Maßnahme nach
§ 1 Abs. 2 ab 1. Juni 1999 kein Trennungsgeld gewährt
werden. Dies gilt auch dann, wenn die tägliche Rück-
kehr zum Wohnort nach § 3 Abs. 1 Satz 2 nicht zuzu-
muten wäre.

1.3.2 Die Reisekostenvergütung für die notwendigen Dienst-
reisen (Dienstantrittsreise/Dienstrückreise) aus Anlass
einer Abordnung oder einer sonstigen vorübergehenden
Maßnahme nach § 1 Abs. 2 Nr. 6 bis 9 richtet sich aus-
schließlich nach § 16 Abs. 1 Satz 1 des Bundesreisekos-
tengesetzes (BRKG). Für die Dauer des Aufenthalts am
auswärtigen Beschäftigungs-/Ausbildungsort werden
weder Reisekostenvergütung noch Trennungsgeld ge-
währt. Eine Umgehung der trennungsgeldrechtlichen
Regelungen durch „Anordnung von eintägigen Abord-
nungen mit täglicher Rückkehr zur Wohnung“ ist nicht
zulässig. Sofern in Einzelfällen bisher anders verfahren
worden ist, hat es sein Bewenden.

2. Zu § 2 - Trennungsgeld nach Zusage der Umzugs-
kostenvergütung - 

- Bleibt frei -

3. Zu § 3 - Trennungsgeld beim auswärtigen Verbleiben -

3.1aF Zu Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz in der bis zum
31. Mai 1999 geltenden Fassung

Die Vorschrift über die Verlängerung der Bezugsdauer
von Trennungsreisegeld in besonderen Fällen über den
14. Tag hinaus (§ 11 Abs. 2 BRKG, vgl. auch MdF-
Rundschreiben vom 25. Januar und 16. März 1993 
- I/6.R - P 1737 - 07/93 und 08/93 -) wurde aufgehoben.
Anstelle dessen werden - als zweiter Bestandteil des
vom 15. Tage an zustehenden Trennungsgeldes - die
nachgewiesenen notwendigen Kosten einer angemesse-
nen Unterkunft in Form des - neuen - Trennungsüber-
nachtungsgeldes als erstattungsfähig ausgewiesen (sie-
he § 3 Abs. 4 und Tz 3.4).

3.1 Zu Absatz 1 

3.1.1 Während des Anspruchs auf Trennungsreisegeld finden
die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes

Durchführungshinweise zur
Trennungsgeldverordnung

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen
– 15.3 - 2793-16 –

Vom 23. August 1999

Die Trennungsgeldverordnung (TGV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Dezember 1994 (BGBl. 1995 I S. 2) ist
durch die Siebente Verordnung zur Änderung der Trennungs-
geldverordnung vom 26. Mai 1999 (BGBl. I S. 1075) geändert
worden.

Die Änderungen sind am 1. Juni 1999 in Kraft getreten.

Schwerpunkte der Änderung sind:

- die Spaltung des bisherigen Trennungstagegeldes für Ver-
pflegung und Unterkunft in ein Trennungstagegeld für die
Abgeltung eines notwendigen Verpflegungsmehraufwandes
und ein Trennungsübernachtungsgeld für Unterkunftskos-
ten, damit verbunden

- der Wegfall der Verlängerungsmöglichkeit für die Zahlung
des Trennungsreisegeldes,

- der Wegfall der Unterscheidung nach Reisekostenstufen
bzw. Besoldungsgruppen und

- die Reduzierung von bisher drei auf zwei Erstattungssätze
im Trennungstagegeld.

Die Neufassung der Trennungsgeldverordnung vom 29. Juni
1999 ist im BGBl. I S. 1533 veröffentlicht worden.

Zu den von der Änderung betroffenen Vorschriften der TGV
werden nachstehende Hinweise und darüber hinaus der Klar-
stellung dienende allgemeine Hinweise gegeben.

1. Zu § 1 - Anwendungsbereich -

1.1 Zu Absatz 1

- Bleibt frei -

1.2 Zu Absatz 2

- Bleibt frei -

1.3aF Zu Absatz 3 Satz 2 - in der bis zum 31. Mai 1999 gel-
tenden Fassung -

Die bisherige Regelung enthielt eine Ausnahme von
dem Grundsatz, dass Trennungsgeld nicht gewährt
wird, wenn die Wohnung des Bediensteten im Einzugs-
gebiet liegt, und bestimmte, dass bei Maßnahmen nach
§ 1 Abs. 2 Nr. 6 bis 9 Trennungsgeld für längstens drei
Monate auch dann gewährt wurde, wenn die Wohnung
zwar nicht im neuen Beschäftigungsort, aber im übri-
gen Einzugsgebiet lag. Da die Fürsorgepflicht des
Dienstherrn eine Entschädigungsregelung nur dann er-
fordert, wenn sich die Wohnung außerhalb des Einzugs-
gebietes befindet, wurde diese Ausnahmevorschrift auf-
gehoben.
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(BRKG) uneingeschränkte Anwendung. Das bezieht
sich auch auf die Kürzungsfolgen des § 12 BRKG bei
Bereitstellung unentgeltlicher Verpflegung und Unter-
kunft des Amtes wegen.

3.1.2 Beträgt die Abwesenheit von der Wohnung am Wohnort
an (Heimfahrt-) Reisetagen (beispielsweise: Freitag
oder Montag) weniger als acht Stunden, wird kein Ta-
gegeld gezahlt; bei einer Abwesenheitsdauer (von der
Wohnung am Wohnort) von acht Stunden und mehr
richtet sich die Höhe des Tagegeldes nach § 9 BRKG.

3.1.3 Bei (Heimfahrt-) Reisen an den Wohnort stehen für die
Dauer des Aufenthalts an diesem Ort kein Tage- und
Übernachtungsgeld zu (§ 16 Abs. 3 BRKG).

3.1.4 Bei Fahrten des Trennungsreisegeldempfängers an den
Wohnort können nach § 16 Abs. 4 Satz 2 erste Alterna-
tive BRKG notwendige Fahrkosten bis zur Höhe der
eingesparten Übernachtungsgelder (§ 10 Abs. 2
BRKG) erstattet werden. Sind Kosten für das Beibehal-
ten einer Unterkunft am neuen Beschäftigungsort nach
§ 3 Abs. 4 auszugleichen, ist die Erstattung von Fahrkos-
ten nicht zulässig. Gleiches gilt, wenn wegen Bereit-
stellung unentgeltlicher Unterkunft des Amtes wegen
kein Anspruch auf Übernachtungsgeld besteht.

3.1.5 Die Zahlung des im Trennungsreisegeld enthaltenen
Übernachtungsgeldes ist regelmäßig unter den Vorbe-
halt zu stellen, dass Einsparungen beim Übernach-
tungsgeld gegenüber den tatsächlich während der ersten
14 Tage entstandenen Aufwendungen für die Unter-
kunft auf das vom 15. Tage an zustehende Trennungs-
übernachtungsgeld angerechnet werden; Hinweise zur
Anrechnung siehe Tz 3.4.1.

3.2 Zu Absatz 2

Die Gewährung von Trennungstage- und Trennungs-
übernachtungsgeld (§ 3 Abs. 3 und 4) setzt voraus,
dass der Bedienstete eine Wohnung oder eine Unter-
kunft am bisherigen Wohnort beibehält. Hierbei ist es
unerheblich, ob es sich um eine entgeltliche oder unent-
geltliche Wohnung/Unterkunft handelt. Bei der Unter-
kunft kommt es auf das ausschließliche Verfügungs-
recht ebensowenig wie auf die Erfüllung der Vorausset-
zungen für eine Wohnung im Sinne des § 10 Abs. 3 des
Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) an.

Als Nachweis für das Beibehalten der Wohnung/Unter-
kunft am bisherigen Wohnort ist eine formlose Er-
klärung des Bediensteten als ausreichend anzusehen.

3.3 Zu Absatz 3

3.3.1 Die Kürzung des Trennungstagegeldes in der bis zum
31. Mai 1999 geltenden Höhe bei unentgeltlicher Be-
reitstellung von Verpflegung des Amtes wegen richtete
sich nach den Bestimmungen des § 12 Abs. 1 Nr. 2
BRKG. Diese reisekostenrechtlichen Kürzungsbestim-
mungen des Trennungstagegeldes sind ab dem 1. Juni

1999 nicht mehr anzuwenden, da die Trennungsgeld-
verordnung für diesen Fall nunmehr eigene, nicht mehr
auf das BRKG verweisende Kürzungsbestimmungen
enthält (§ 3 Abs. 3 Satz 3 und 4).

3.3.2 Bei der Berechnung des 50-prozentigen Erhöhungsbe-
trages ist der sich ergebende Bruchteil eines Pfennigs
nach Nummer 53.2 der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 70 Landeshaushaltsordnung (LHO) auf einen vollen
Pfennig aufzurunden.

3.4 Zu Absatz 4

3.4.1 Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer ange-
messenen Unterkunft sind als Trennungsübernach-
tungsgeld zu erstatten, soweit sie nicht schon über das
pauschalierte Übernachtungsgeld in der Reisekosten-
vergütung (Dienstantrittsreise) und im Trennungsreise-
geld ausgeglichen werden. Ersparnisse in Höhe des Un-
terschieds zwischen dem im Trennungsreisegeld für die
ersten 14 Tage nach § 10 Abs. 2 BRKG zustehenden
Übernachtungsgeld und den je Kalendertag tatsächlich
entstandenen Unterkunftskosten, sind auf das ab dem
15. Tage zu gewährende Trennungsübernachtungsgeld
anzurechnen.

3.4.2 Zu den Unterkunftskosten gehören auch die unmittelbar
mit der Nutzung der Unterkunft zusammenhängenden
Nebenkosten. Das sind diejenigen Kosten, die für die
Gebrauchsüberlassung von Wohnraum aufgrund eines
Mietvertrages oder einer ähnlichen Nutzungsvereinba-
rung als Miete zu zahlen sind. Zu den notwendigen Un-
terkunftskosten rechnet ferner eine Zweitwohnungs-
steuer, wenn der Bedienstete als Mieter von Wohnraum
zu einer solchen zulässigerweise herangezogen wird.
Ferner gehört zu den notwendigen Unterkunftskosten
auch die Fehlbelegungsabgabe, wenn sie neben der
Miete vom Bediensteten zu zahlen ist.

3.4.3 Nicht zu den notwendigen Unterkunftskosten zählen
Mehrkosten für die Bereitstellung von wählbaren Son-
derleistungen (z. B. Telefon, Fernseher, Bettwäsche,
Handtücher, Reinigung der Unterkunft) oder Überlas-
sung eines Gartens, einer Garage oder eines Stellplatzes.

3.4.4 Die Auslagen für die Unterkunft sind nachzuweisen.
Für diesen Nachweis kommen allgemein in Betracht:

- Miet-/Überlassungsvertrag
- Zahlungsquittungen mit Namen und Anschrift des

Empfängers
- Mietbücher
- Überweisungsdurchschriften mit - auszugsweisem -

Kontoauszug
- Dauerauftragsbestätigungen.

Bei der Prüfung ist je nach Lage des Einzelfalles der
übliche strenge Maßstab für rechnungsbegründende
Unterlagen (Nummer 10.1 VV zu § 70 LHO) anzule-
gen.
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3.4.5 Übersteigen die Unterkunftskosten (ohne Zweitwoh-
nungssteuer und Fehlbelegungsabgabe) den Betrag von
500 DM monatlich, ist das Trennungsübernachtungs-
geld vorerst für einen Zeitraum bis zu maximal drei
Monaten zu gewähren (z. B. nachgewiesene notwendi-
ge Unterkunftskosten: 1.000 DM; Gewährung in dieser
Höhe für maximal drei Monate).

Für einen darüber hinausgehenden Erstattungszeitraum
hat der Bedienstete während des Dreimonatszeitraums
seine fortwährenden Bemühungen zum Erhalt einer
preiswerteren (unterhalb bzw. bis zu 500 DM Monats-
miete) Unterkunft am neuen Beschäftigungsort und sei-
nem Einzugsgebiet nachzuweisen.

Als solche Bemühungen kommen allgemein in Be-
tracht:

- Aufgabe von mindestens zwei Unterkunftssuchan-
zeigen im Monat in der örtlichen Presse,

- wöchentliches Auswerten von entsprechenden An-
geboten in Zeitungen usw.,

- Einschalten von Bekannten, Kollegen, behörden-
eigene Unterkunftsverwaltung/Wohnungsfürsorge-
stelle u. Ä.

Bei nicht ausreichenden Bemühungen zum Erhalt einer
preiswerteren Wohnung/Unterkunft, sind die Unter-
kunftskosten spätestens mit Beginn des vierten Monats
auf die ortsübliche Miete - maximal auf 500 DM - zu
begrenzen. In Zweifelsfällen über die ortsübliche Miet-
höhe ist eine Auskunft des zuständigen Wohnungsamtes
einzuholen.

3.4.6 Ein Wechsel in eine Wohnung/Unterkunft mit höheren
Kosten als der bisherigen schließt ein entsprechend
höheres Trennungsübernachtungsgeld aus, es sei denn,
dass die bisherige Wohnung/Unterkunft aus einem vom
Bediensteten nicht zu vertretenden Grund aufgegeben
wurde.

3.4.7 Nutzt der Bedienstete eine ihm oder seinem Ehegatten
gehörende Eigentumswohnung, wird kein Übernach-
tungsgeld im Trennungsreisegeld und kein Trennungs-
übernachtungsgeld gewährt. Dem Ehegatten stehen die
zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden anderen Per-
sonen im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 BUKG, der
Eigentumswohnung steht der privateigene Wohnwagen
oder das privateigene Wohnmobil gleich.

3.4.8 Bei Unterkunftskosten, die durch Landesressorts oder
andere Dienstherren (z. B. Bund, Land Berlin, Kommu-
nen des Landes Brandenburg u. Ä.) festgelegt sind und
diese dem jeweiligen Haushalt zufließen, finden die
Bestimmungen der Tz 3.4.5 keine Anwendung (d. h.
Unterkunftskosten in der verlangten Höhe werden als
Trennungsübernachtungsgeld gewährt).

3.4.9 Erfolgt der Dienstantritt nach dem Ersten eines Monats
und wird die Unterkunft bereits zum Beginn des Mo-
nats angemietet, so sind die auf den gesamten Monat

entfallenden Unterkunftskosten als notwendig anzuse-
hen, wenn dadurch höhere Auslagen für eine andere
Unterbringung (beispielsweise Hotel, Pension u. Ä.)
vermieden werden.

3.4.10 Eine Unterkunft ist angemessen, wenn sie dem Stan-
dard eines durchschnittlichen Hotelzimmers entspricht
und sanitäre Einrichtungen zur ausschließlichen Nut-
zung durch den Bediensteten vorhanden sind. Die An-
gemessenheit einer Unterkunft ist nicht davon abhän-
gig, dass die Unterkunft keine Kochgelegenheit hat.

3.4.11 Als allgemein angemessen kommt grundsätzlich eine
Unterkunft mit folgender Wohn-/Nutzfläche in Be-
tracht:

- 15 bis 20 qm ohne Kochgelegenheit im Zimmer,
- 30 bis 40 qm mit Kochgelegenheit im Zimmer.

3.4.12 Ist dem Bediensteten die Unterkunft außerhalb des neu-
en Beschäftigungsortes seines Amtes wegen unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt worden, werden die entstan-
denen notwendigen Fahrkosten zwischen der Unter-
kunft und der Dienststätte und zurück erstattet (§ 3 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 4).

4. Zu § 4 - Sonderbestimmungen beim auswärtigen
Verbleiben -

4.1 Zu Absatz 1

4.1.1 Das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld ist nur
dann in voller Höhe zu kürzen - Entsprechendes gilt für
das Trennungstagegeld vom 15. Tage an -, wenn die Ab-
wesenheit vom neuen Beschäftigungsort einen vollen
Kalendertag (= 0 Uhr bis 24 Uhr) beträgt. Bei kalender-
tägig teilweiser Abwesenheit vom neuen Beschäfti-
gungsort ist die Höhe des im Trennungsreisegeld ent-
haltenen Tagegeldes nach § 9 BRKG zu bemessen.

Sofern der Bedienstete anlässlich einer Dienstreise oder
eines Dienstganges keinen vollen Kalendertag abwe-
send ist, sind die Anrechnungsregelungen nach § 4 
Abs. 2 zu beachten. Danach wird ein für eine Dienstrei-
se oder einen Dienstgang zustehendes Tagegeld („Teil-
tagegeld“) nur auf das Tagegeld des Trennungsreisegel-
des angerechnet; Trennungstagegeld wird ungekürzt
neben einem nach § 9 BRKG zustehenden Tagegeld in
Höhe von 10 oder 20 DM für Dienstreisen/Dienstgänge
gewährt.

4.1.2 Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 kommt es für die Kürzung des Ta-
gegeldes nicht darauf an, ob sich der Bedienstete an
vollen Kalendertagen aus persönlichen oder dienstli-
chen Gründen nicht an seinem neuen Beschäftigungsort
bzw. dem Ort der Unterkunftsnahme aufhält.

4.1.3 Bei Reisen an den bisherigen Wohnort während des Be-
zuges von Trennungsreisegeld ist für die Bemessung des
hierin enthaltenen Tagegeldes Tz 3.1.2 zu beachten.
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4.1.4 In den Fällen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 dürfen das im
Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld und das Tren-
nungstagegeld unabhängig vom Aufenthaltsort des Be-
diensteten nicht gewährt werden.

4.2 Zu Absatz 2

- Bleibt frei -

4.3 Zu Absatz 3

4.3.1 Diese Vorschrift ist anzuwenden, wenn der Bedienstete

- aus persönlichen Gründen vom neuen Beschäfti-
gungsort bzw. dem Ort der Unterkunftsnahme ab-
wesend ist,

- wegen eines Grundes nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 oder 3
keinen Dienst leistet,

- den neuen Beschäftigungsort wegen einer dienstli-
chen Maßnahme nach  § 1 Abs. 2 für mehr als drei
Monate oder auf Dauer verlassen muss oder

- wegen einer Dienstreise für mehr als drei Monate
vom neuen Beschäftigungsort abwesend ist.

4.3.2 Ist der Bedienstete aus persönlichen Gründen vom neu-
en Beschäftigungsort bzw. dem Ort der Unterkunfts-
nahme abwesend oder liegt ein Fall des § 4 Abs. 1 Nr. 2
(Krankenhausaufenthalt usw.) vor, sind die notwendi-
gen Unterkunftskosten regelmäßig für längstens zwei
Monate berücksichtigungsfähig, weil die Aufgabe der
Unterkunft in diesem zeitlichen Rahmen nicht als zu-
mutbar anzusehen ist. Nach Rückkehr wird Trennungs-
geld nach § 3 Abs. 2 gewährt.

4.3.3 Muss der Bedienstete den neuen Beschäftigungsort we-
gen einer neuen dienstlichen Maßnahme im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 oder einer Dienstreise für länger als drei
Monate verlassen, endet der Anspruch auf das im Tren-
nungsreisegeld enthaltene Übernachtungsgeld bzw.
Trennungsübernachtungsgeld mit Ablauf des Tages, an
dem das Mietverhältnis frühestens gelöst werden kann.

4.4 Zu Absatz 4

- Bleibt frei -

4.5 Zu Absatz 5

- Bleibt frei -

4.6 Zu Absatz 6

Nach dieser Vorschrift sind die notwendigen Unter-
kunftskosten zu erstatten, wenn der Bedienstete

- wegen einer dienstlichen Maßnahme bis zu einer
Dauer von drei Monaten vom neuen Dienstort ab-
wesend ist oder

- eine Dienstreise von längstens drei Monaten noch
innerhalb des Bezugszeitraumes von Trennungsrei-
segeld antritt.

Im Falle der vorstehenden dienstlichen Maßnahmen ist
die Gewährung des Trennungsgeldes nach § 8 Abs. 3
mit dem Tage vor dem Beginn der Dienstantrittsreise zu
beenden und am Tage nach Beendigung der Dienst-
rückreise wieder aufzunehmen. 

Kehrt der Bedienstete während der neuen Maßnahme
überwiegend an seinen Dienstort zurück, erhält er das
Trennungsgeld nach § 3 unverändert weiter und dane-
ben Leistungen nach § 6 mit der Maßgabe, dass ein
Verpflegungszuschuss nicht gewährt werden darf. Das
Gleiche gilt, falls der Berechtigte trotz zumutbarer
Rückkehr am Ort der Zwischenverwendung verbleibt.

5. Zu § 5 - Reisebeihilfe für Heimfahrten -

- Bleibt frei -

6. Zu § 6 - Trennungsgeld bei täglicher Rückkehr zum
Wohnort -

6.1 Zu Absatz 1

6.1.1 Bei dienstlichen Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 2
ist für die Dienstantrittsreise (= erste Fahrt vom 
Dienst-/Wohnort zum neuen Beschäftigungsort) und für
die Dienstrückreise (= letzte Fahrt vom neuen Beschäf-
tigungsort zum Dienst-/Wohnort) kein Trennungsgeld
zu gewähren, da für diese Reisen Anspruch auf Reise-
kostenvergütung nach § 16 Abs. 1 Satz 1 BRKG be-
steht. Bei eintägigen Abordnungen kommt daher die
Anrechnung des Eigenanteils nach § 6 Abs. 1 Satz 2 
(15 Pfennig je Entfernungskilometer und Arbeitstag)
nicht in Betracht. Bei mehrtägigen Abordnungen richtet
sich die Abfindung für die Rückfahrt vom neuen Be-
schäftigungsort zum Wohnort am Hinreisetag (= Tag
der Dienstantrittsreise) und für die Hinfahrt vom Wohn-
ort zum neuen Beschäftigungsort am Rückreisetag 
(= Tag der Dienstrückreise) nach § 6 Abs. 1, so dass für
beide Fahrten die Anrechnung des Eigenanteils nur für
eine Strecke vorzunehmen ist.

6.1.2 Bei einer Kette von Maßnahmen nach § 1 Abs. 2 blei-
ben durch ein früheres Trennungsgeld ausgeglichene
Fahrkosten unberücksichtigt, weil dann für den Be-
diensteten keine Eigenbelastung gegeben war. Von ei-
ner Anrechnung nach § 6 Abs. 1 Satz 2 ist auch abzu-
sehen, wenn und soweit während des Anspruchs auf
Trennungsgeld noch notwendige Kosten für die
Strecke zwischen Wohnung und vorheriger Dienststät-
te entstanden sind (z. B. durch eine noch gültige Zeit-
karte). 

6.1.3 Die Anrechnung erfolgt nur für die einfache, üblicher-
weise befahrene Strecke (Entfernung) zwischen Woh-
nung und bisheriger Dienststätte. Bei einem Umzug an
einen anderen Ort ohne Zusage der Umzugskostenver-
gütung ist die Entfernung zwischen der neuen Wohnung
und der bisherigen Dienststätte für die Bemessung des
Eigenanteils maßgeblich.
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6.2 Zu Absatz 2

Eine Abwesenheit von der Wohnung von insgesamt
mehr als elf Stunden liegt auch bei einem Schichtdienst
vor, wenn sich dieser über zwei Kalendertage erstreckt.
In diesen Fällen darf ein Verpflegungszuschuss für den
Tag der Rückkehr in die Wohnung gewährt werden.

6.3 Zu Absatz 3

Zu den Mehraufwendungen rechnen neben den Über-
nachtungskosten auch die Verpflegungskosten unter
Berücksichtigung der häuslichen Ersparnis. Diese be-
trägt für Bedienstete mit einer Wohnung im Sinne des
§ 10 Abs. 3 BUKG  9,20 DM und für die anderen Be-
rechtigten 18,40 DM (MdF-Rundschreiben vom 
9. April 1997, ABl. S. 359).

6.4 Zu Absatz 4

6.4.1 Absatz 4 bestimmt den Höchstbetrag des im jeweiligen
Monat zustehenden Trennungsgeldes und gilt für alle
Fälle der täglichen Rückkehr zum Wohnort, unabhän-
gig davon, ob die Rückkehr im Sinne des § 3 Abs. 1
Satz 2 zumutbar ist oder nicht.

Bei dieser - fiktiven - Höchstbetragsberechnung ist
nach Ablauf der ersten 14 Tage 

- das Trennungstagegeld mit der Anzahl der tatsächli-
chen Arbeitstage im Monat,

- das Trennungsübernachtungsgeld in Höhe von 
13 DM (= 1/3 des Betrages nach § 10 Abs. 2
BRKG) mit der Anzahl der Kalendertage im Monat

zu multiplizieren.

6.4.2 Bei der fiktiven Berechnung des Trennungsreisegeldes
ist zu berücksichtigen, dass der Bedienstete, der in den
ersten 14 Tagen nach dem Dienstantrittstag arbeitstäg-
lich an seinen Wohnort zurückkehrt, keinen Anspruch
auf Tagegeld für die Dauer des mit dienstfreien Tagen
verbundenen Aufenthalts am Wohnort hat. Der Be-
dienstete ist trennungsgeldrechtlich wie ein Dienstrei-
sender zu behandeln, für den eine mehrtägige Dienst-
reise unter Ausklammerung des Wochenendes angeord-
net wurde. Daher sind in die Höchstbetragsberechnung
nach § 6 Abs. 4 Fahrkosten für die Fahrten zwischen
Dienst- und Wohnort bis zur Höhe der eingesparten
Übernachtungsgelder (z. B. für die Nächte: Freitag/
Samstag - Samstag/Sonntag - Sonntag/Montag) ent-
sprechend § 16 Abs. 4 Satz 2 erste Alternative BRKG
mit einzubeziehen.

6.4.3 Konnte dem Bediensteten eine amtliche unentgeltliche
Unterkunft nicht bereitgestellt werden, ist als Tren-
nungsübernachtungsgeld je Kalendertag - fiktiv - ein
Betrag von 13 DM anzusetzen. Das gilt auch dann,
wenn bei einem Verbleiben am neuen Dienstort höhere
Übernachtungskosten zu erstatten wären.

6.4.4 Wurde dem Bediensteten eine unentgeltliche Unter-
kunft seines Amtes wegen außerhalb des Dienstortes
bereitgestellt, sind die notwendigen Fahrkosten von der
Unterkunft zur Dienststätte und zurück (§ 3 Abs. 4
Satz 4) in die Höchstbetragsberechnung mit einzubezie-
hen. Die Einbeziehung eines - fiktiven - Trennungs-
übernachtungsgeldes (13 DM je Kalendertag) in die
Höchstbetragsberechnung ist in diesen Fällen ausge-
schlossen.

7. Zu § 7 - Sonderfälle - 

- Bleibt frei -

8. Zu § 8 - Ende des Trennungsgeldanspruchs - 

- Bleibt frei -

9. Zu § 9 - Verfahrensvorschriften -

- Bleibt frei -

10. Zu § 10 - Übergangsvorschrift -

§ 10 (Übergangsvorschrift) bezieht sich ausschließlich
auf die Umstellung des Trennungsgeldrechts nach der
TGV vom 20. Mai 1986 und ist ohne inhaltliche Ände-
rungen in die Neufassung der TGV vom 16. Januar
1991 übernommen worden.

Diese Übergangsvorschrift entfaltet in Bezug auf 
die Änderungsverordnung vom 26. Mai 1999 keine
Rechtswirkungen.

Anlässlich der Änderungsverordnung vom 26. Mai
1999 ist als Übergangsvorschrift nur deren Artikel 3 zu
beachten. Hinweise hierzu siehe Tz 1.3aF.

Im Übrigen ist für alle Trennungsgeldfälle neues Recht
anzuwenden, auch wenn Trennungsgeld vor dem 1. Ju-
ni 1999 bewilligt wurde oder dem Grunde nach zustand
(bis 31. Mai 1999 altes, ab 1. Juni 1999 neues Recht). 

Aufhebung von Rundschreiben

Folgende MdF-Rundschreiben werden aufgehoben:

1. Rundschreiben vom 25. Januar 1993 - I/6.R-P1737-07/93 -,
geändert durch Rundschreiben vom 16. März 1993 - I/6. 
R-P 1737-08/93 - (Verlängerung der Bezugsdauer von
Trennungsreisegeld über den 14. Tag hinaus gemäß § 3
Abs. 1 Satz 1 Trennungsgeldverordnung) -,
- im Amtsblatt nicht veröffentlicht -

2. Rundschreiben vom 10. Dezember 1997 - 15.3-2794-3 (ABl.
S. 1013) - (Trennungsgeld nach Besoldungsgruppen) -

3. Rundschreiben zu Regelungen des mit Ablauf des 31. De-
zember 1998 außer Kraft getretenen § 5a TGV - Reisebei-
hilfe für Heimfahrten bei Verwendung im Beitrittsgebiet - 
- vom 8. Dezember 1992 - I/6. R-P 1738 (RbH) - 92 -
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- vom 8. April 1993 - I/5. R-P 1738 (RbH) - 02/93 -
- vom 31. März 1994 - 1-15 R-P 1738 -
- vom 6. Februar 1995 - 15-2794-5 a -
- vom 8. Januar 1997 - 15.3-2790-6 -
- vom 10. April 1997 - 15.3-2790-6 -
- allesamt im Amtsblatt nicht veröffentlicht -

Die Rundschreiben zu den Nummern 1 und 2 sind für Anwen-
dungsfälle nach Ablauf des 31. Mai 1999, die Rundschreiben zu
Nummer 3 sind für Anwendungsfälle nach Ablauf des 31. De-
zember 1998 nicht mehr anzuwenden.

Änderung von Rundschreiben

Das Rundschreiben vom 27. November 1996 (ABl. S. 1158), zu-

letzt geändert durch Rundschreiben vom 18. Januar 1999 (ABl.
S. 95) - (Unterkunft und Verpflegung der Beamten auf Widerruf
im Vorbereitungsdienst des Landes Brandenburg an den Ausbil-
dungseinrichtungen des Landes Brandenburg gegen angemesse-
nes Entgelt) -, ist mit Wirkung vom 1. Juni 1999  wie folgt zu än-
dern:

a) Nummer 5 wird gestrichen, da zwischenzeitlich überholt,

b) in Nummer 6 ist die Angabe „§ 3 Abs. 2 Satz 4 TGV“ durch
die Angabe „§ 3 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 3 TGV“ zu
ersetzen,

c) in Nummer 7 sind die Worte „und 5“ zu streichen (Folge
aus vorstehendem Buchstaben a).
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Anlage zum MdF-Rundschreiben vom 23. August 1999 - 15.3 - 2793 - 16

Übersicht über die Tagessätze des Trennungsgeldes und der Kürzungsbeträge

Stand: 1. Juni 1999

I Trennungsreisegeld/Trennungstagegeld

lfd. Bemessungs- Höhe des Tagegeldes im Trennungstagegeld nach erhöhtes Trennungstagegeld nach
Nr. grundlage Trennungsreisegeld nach § 3 Abs. 3 Satz 1 TGV § 3 Abs. 3 Satz 2 TGV

§ 3 Abs. 1 Satz 1 TGV für für für

Berechtigte mit Anwärter1) Berechtigte mit Anwärter1) Berechtigte mit Anwärter1)

Dienstbezügen Dienstbezügen Dienstbezügen

1 Selbstver- 46,00 34,50 12,03 19,03 18,05 13,54
pflegung

2 unentgeltliche 14,60 10,00 10,00 10,00 10,00 10,00
Vollver-
pflegung

II Kürzungsbeträge bei unentgeltlicher Bereitstellung von Teilmahlzeiten

1 Frühstück 19,20 16,90 2,63 1,972) 3,95 2,96

2 Mittagessen 16,10 13,80 4,70 3,532) 7,05 5,29

3 Abendessen 16,10 13,80 4,70 3,532) 7,05 5,29

1) Höhe des Trennungsgeldes/der Kürzungsbeträge nach der Anwärtertrennungsgeldverordnung - AnwTGV -.
2) Der Unterschiedsbetrag zum amtlichen Sachbezugswert ist als geldwerter Vorteil  der Versteuerung zuzuführen, sofern die Mahlzeit/Mahlzeiten

tatsächlich in Anspruch genommen wurden.



Einreichung von Unterlagen für Bauleitpläne und
Satzungen zur Anzeige bzw. Genehmigung bei der

höheren Verwaltungsbehörde
- Antragsunterlagenerlass -

Runderlass Nr. 23/1/1999
des Ministeriums für Stadtentwicklung,

Wohnen und Verkehr
Vom 12. August 1999

1. Die Antragsunterlagen sind dreifach bei der höheren Ver-
waltungsbehörde gemäß § 1 der  Baugesetzbuchzuständig-
keitsverordnung (BauGBZV) vom 15. Oktober 1997
(GVBl. II S. 821) einzureichen. Ein Exemplar muss voll-
ständig alle Unterlagen zum Verfahren und den gefassten
Beschlüssen enthalten. Dieses Exemplar verbleibt bei der
höheren Verwaltungsbehörde. Die Gemeinde erhält nach
Prüfung durch die höhere Verwaltungsbehörde die beiden
übrigen Exemplare (bestehend aus Planzeichnung und Be-
gründung)  zurück. Ein Exemplar verbleibt bei der Gemein-
de. Ein ausgefertigtes Exemplar wird mit dem Vermerk
über die Inkrafttretung zusammen mit der Begründung der
unteren Bauaufsichtsbehörde übergeben; hiervon wird die
untere Bauaufsicht vorab durch die höhere Verwaltungs-
behörde mittels Kopie des Anschreibens an die Gemeinde
über die Genehmigung bzw. Anzeige der Planung infor-
miert. 

2. Die Gemeinde hat der höheren Verwaltungsbehörde das In-
Kraft-Treten unverzüglich mitzuteilen.

3. Das Original ist gemäß § 16 des Brandenburgischen Ar-
chivgesetzes (BbgArchivG) vom 7. April 1997 (GVBl. I
S. 94) zu archivieren. Der Zeitpunkt der Archivierung ist
von der Gemeinde zu bestimmen. 

4. Die Erstellung der Datenübersichten erfolgt aufgrund des
Erlasses des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und
Raumordnung vom 31. August 1999 „Mitteilung von Zie-
len, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der Raum-
ordnung im Rahmen der Bauleitplanung sowie Bereit-
stellung von Planungsgrundlagen und Auskunftspflicht
über raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen“. Von
der abschließenden Datenübersicht gemäß Nummer 12 des
vorstehend genannten Erlasses ist dem für die Sonderauf-
sicht nach § 1 BauGBZV zuständigen Ministerium (Minis-
terium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr) eine
Kopie (auf Datenträger oder in Schriftform) zu übermitteln.

Außer-Kraft-Treten

Durch diesen Erlass tritt der Runderlass Nr. 2/1993 des Minis-
teriums für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom
9. März 1993 (ABl. S. 590) außer Kraft.

Geltungsdauer

Der Erlass verliert am 31. Dezember 2004 seine Gültigkeit, so-
fern er nicht erneut in Kraft gesetzt wird.

Mitteilung von Zielen, Grundsätzen und sonstigen
Erfordernissen der Raumordnung im Rahmen der

Bauleitplanung sowie Bereitstellung von
Planungsgrundlagen und Auskunftspflicht über
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen

Erlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und
Raumordnung des Landes Brandenburg 

Vom 31. August 1999

1. Zweck des Erlasses

Der Erlass dient in erster Linie der Ausgestaltung des Verfah-
rens nach Artikel 12 Abs. 1 des Landesplanungsvertrages vom
6. April 1995 (GVBl. I S. 210).

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird das Verfah-
ren nach Artikel 12 Abs. 1 mit der Pflicht zur Bereitstellung von
Planungsgrundlagen gemäß Artikel 17 sowie der Pflicht zur
Auskunft über raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen
gemäß Artikel 20 Abs. 3 Landesplanungsvertrag verbunden, so
dass sich Art und Umfang der mitzuteilenden Unterlagen und
Daten aus den Erfordernissen dieser drei Rechtsgrundlagen er-
geben. Die Erforderlichkeit weiterer Unterlagen und Daten im
Rahmen des Artikel 17 und Artikel 20 Abs. 3 Landes-
planungsvertrag bleibt unberührt.

Darüber hinaus sind die Anlagen 2 und 3 dieses Erlasses auch
im Rahmen der Genehmigung von Bauleitplänen zu verwenden
(siehe dazu den gleichzeitig mit diesem Erlass veröffentlichten
Erlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und
Verkehr).

2. Gegenstand der Anfrage nach Artikel 12 Abs. 1 Landes-
planungsvertrag

Gemeinden, die die Absicht haben, einen Bauleitplan aufzustel-
len, zu ändern, zu ergänzen oder aufzuheben, haben gemäß Ar-
tikel 12 Abs. 1 Landesplanungsvertrag 

a) dies der gemeinsamen Landesplanungsabteilung bekannt
zu geben,

b) ihre allgemeinen Planungsabsichten mitzuteilen und

c) anzufragen, welche Ziele der Raumordnung für den Planbe-
reich bestehen.

Artikel 12 Abs. 1 Landesplanungsvertrag gilt für Flächennut-
zungspläne und für alle im Baugesetzbuch (BauGB) geregelten
Bebauungspläne.

Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB werden von Artikel 12
Abs. 1 Landesplanungsvertrag nicht erfasst.

Die Anfrage nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Er-
fordernissen der Raumordnung nach Artikel 12 Abs. 1 Landes-
planungsvertrag und die Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4
BauGB bleiben vom Wegfall der bundesrechtlichen Regelung
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der Mitteilungspflicht (§ 246 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB - alt -) 
in der Neufassung des BauGB (seit 1. Januar 1998) unbe-
rührt.

3. Zuständigkeit

Die gemeinsame Landesplanungsabteilung der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie des
Landes Berlin und des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Raumordnung des Landes Brandenburg ist für die Mit-
teilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung gemäß Artikel 12 Abs. 1 Landesplanungsvertrag
zuständig.

Die Anfragen nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Er-
fordernissen der Raumordnung sind bei den regional zuständi-
gen Referaten der gemeinsamen Landesplanungsabteilung ein-
zureichen (siehe Anlage 1).

4. Zeitpunkt der Anfrage

Die Bekanntgabe der Absicht, Bauleitpläne aufzustellen, zu än-
dern, zu ergänzen oder aufzuheben und die damit verbundene
Anfrage nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erforder-
nissen der Raumordnung ist möglichst frühzeitig, d. h. vor Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB, an
die gemeinsame Landesplanungsabteilung zu richten.

5. Frist

Die in Artikel 12 Abs. 1 Landesplanungsvertrag geregelte Frist
von einem Monat beginnt mit Eingang der Unterlagen gemäß
Nummer 6 zur Bekanntgabe der beabsichtigten Planung und
Anfrage nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erforder-
nissen der Raumordnung bei der gemeinsamen Landespla-
nungsabteilung.

6. Einzureichende Unterlagen

Die nachfolgend genannten Unterlagen sind zur Bearbeitung
der Anfrage nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfor-
dernissen der Raumordnung in zweifacher Ausfertigung auf
Datenträgern* oder in Schriftform bereitzustellen. 

Die erste Ausfertigung ist an die gemeinsame Landespla-
nungsabteilung zu richten. 

Die zweite Ausfertigung ist zeitgleich an die zuständige Regio-
nale Planungsgemeinschaft zu richten, um dieser Gelegenheit
zur Stellungnahme an die gemeinsame Landesplanungsabtei-
lung zu geben. Diese Stellungnahme sollte innerhalb von zwei
Wochen bei der gemeinsamen Landesplanungsabteilung einge-
hen, damit sie innerhalb der in Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 Landes-
planungsvertrag bestimmten Monatsfrist berücksichtigt werden
kann.  

6.1 Flächennutzungspläne

Einzureichende Unterlagen:

1. Anfrage der Gemeinde,

2. zeichnerische Darstellung des Gemeindegebietes auf 
einer topografischen Karte im Maßstab 1 : 10.000 oder 
1 : 25.000,

3. allgemeine kurze Erläuterung und Begründung der ge-
meindlichen Entwicklungsziele für die künftige Flächen-
nutzung und eine Übersicht über den Verfahrensstand der
bisherigen Bauleitplanungen,

4. gegebenenfalls Benennung der Gemeinden, mit denen ein
gemeinsamer Flächennutzungsplan aufgestellt oder mit de-
nen ein gemeinsamer Planungsverband gebildet wird.

6.2 Bebauungspläne

Einzureichende Unterlagen:

1. Anfrage der Gemeinde,

2. Darlegung des Planungserfordernisses,

3. zeichnerische Abgrenzung des räumlichen Geltungsberei-
ches auf einer topografischen Karte im Maßstab 1 : 10.000
oder 1 : 25.000,

4. allgemeine textliche Erläuterung und Begründung der Pla-
nungsinhalte, wie z. B. Art der baulichen Nutzung, Angabe
der Kapazitäten (Anzahl der Wohnungen, Ferienhäuser,
Verkaufsfläche etc.),

5. Darstellung bereits bekannter Restriktionen (z. B. LSG,
NSG, TWSZ etc.), Aussagen zur vorhandenen und ange-
strebten Ver- und Entsorgung und zur verkehrstechnischen
Erschließung,

6. ausgefüllte Formblätter gemäß Anlage 3, soweit die Daten
zum jeweiligen Verfahrensstand ermittelbar sind. 

7. Erörterung

Bei Bedarf können die Planungsabsichten der Gemeinde mit
der gemeinsamen Landesplanungsabteilung erörtert werden.

8. Form und Inhalt

Die Mitteilung der als solche zu unterscheidenden Ziele,
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung für
einen bezeichneten Planbereich erfolgt in Schriftform.

Darin gehen ein:

- Ziele der Raumordnung, das sind die auf das konkrete Plan-
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gebiet bezogenen verbindlichen Vorgaben in Form von 
räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom
Träger der Landes- oder Regionalplanung abschließend ab-
gewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in
Raumordnungsplänen (§ 4 Brandenburgisches Landespla-
nungsgesetz, Landesentwicklungsprogramm, Landesent-
wicklungspläne und Regionalpläne) zur Entwicklung, Ord-
nung und Sicherung des Raumes,

- Grundsätze der Raumordnung, das sind allgemeine Aussa-
gen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes
in oder auf Grund von § 2 Raumordnungsgesetz im Lan-
desentwicklungsprogramm, in Landesentwicklungsplänen
und in Regionalplänen enthaltene Vorgaben für nachfolgen-
de Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen, 

- sonstige Erfordernisse der Raumordnung, das sind in Auf-
stellung befindliche Ziele der Raumordnung, Ergebnisse
förmlicher landesplanerischer Verfahren wie des Raumord-
nungsverfahrens und landesplanerische Stellungnahmen,

- Hinweise.

9. Informelle Planungen

Den Gemeinden wird empfohlen, auch für informelle Pla-
nungen nach den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erforder-
nissen der Raumordnung anzufragen.

10. Erneute Anfrage

Bei der gemeinsamen Landesplanungsabteilung ist nach Maß-
gabe der Nummern 4 bis 8 erneut anzufragen, wenn sich nach
der Mitteilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernis-
se der Raumordnung das Aufstellungsverfahren erheblich verzö-
gert (in der Regel bei einem Zeitraum von mehr als zwei Jahren
seit der Mitteilung nach Nummer 8 und vor der Beteiligung der
Träger öffentlicher Belange) oder sich die Planungsinhalte
während der Aufstellung des Bauleitplanes wesentlich geändert
haben. 

11. Zielanpassung im Rahmen der Trägerbeteiligung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der
Raumordnung anzupassen. Die gemeinsame Landesplanungs-
abteilung ist als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB
nochmals zu beteiligen, um eine Stellungnahme zur Anpassung
der Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung abgeben zu
können. Dazu sind die Formblätter gemäß Anlage 2 für
Flächennutzungspläne bzw. Anlage 3 für Bebauungspläne auf
Datenträgern* oder in Schriftform vorzulegen.

12. Auskunftspflicht nach Artikel 20 Abs. 3 Landespla-
nungsvertrag 

Nach In-Kraft-Treten der Bauleitpläne haben die Gemeinden
ihrer Auskunftspflicht gemäß Artikel 20 Abs. 3 Landespla-
nungsvertrag nachzukommen, indem sie der gemeinsamen

Landesplanungsabteilung die Bauleitpläne in einfacher Aus-
fertigung einschließlich Erläuterungsbericht bzw. Begründung
sowie die abschließende Datenübersicht auf Datenträgern* oder
in Schriftform innerhalb eines Monats übermitteln. 

13. In-Kraft-Treten, Geltungsdauer; Außer-Kraft-Treten

Dieser Erlass tritt am Tage nach seiner Bekanntmachung in
Kraft und gilt zunächst für die Dauer von sechs Jahren. 

Mit In-Kraft-Treten dieses Erlasses tritt der bisherige Erlass des
Ministers für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung des Lan-
des Brandenburg vom 27. April 1994 (ABl. S. 554) außer Kraft. 

* Es wird angestrebt, künftig elektronische Datenträger zu verwen-
den. Nähere Einzelheiten zu den technischen Bedingungen werden
zu gegebener Zeit mitgeteilt.

Anlage 1

Für die jeweiligen Regionen sind die nachfolgend aufgeführten
Referate der gemeinsamen Landesplanungsabteilung zuständig:

Für die Regionen Uckermark-Barnim und Oderland-Spree:

Referat GL 6
Müllroser Chaussee 50
15236 Frankfurt (Oder)

Für die Region Lausitz-Spreewald:

Referat GL 7
Straße der Jugend 33
03050 Cottbus

Für die Regionen Prignitz-Oberhavel und Havelland-Flä-
ming:

Referat GL 8
Berliner Straße 135
14467 Potsdam
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Anlage 4

Glossar

0. Geltungsbereich Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes bzw. des Bebauungsplanes

1. Siedlungsraum Zur besiedelten Fläche gehören die Bruttobauflächen, die Verkehrsflächen, die Erho-
lungs- und Freiflächen und die Flächen für Versorgungsanlagen.

1.1 Bruttobauflächen Die Bruttobauflächen umfassen das Nettobauland, die öffentlichen Grünflächen inner-
halb der Bruttobauflächen, die Flächen für die innere Verkehrserschließung (soweit sie
nicht übergeordnete Verkehrsanlagen betreffen).

1.1.1 Wohnbauflächen PlanzV 90 Nr. 1.1.1 - 1.1.4 einschl. 4.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB, §§ 1 - 4 BauNVO

1.1.2 gemischte Bauflächen PlanzV 90 Nr. 1.2.1 - 1.2.3 einschl. 4.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB, §§ 5 - 7 BauNVO

1.1.3 gewerbliche Bauflächen PlanzV 90 Nr. 1.3.1 - 1.3.2 einschl. 4.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB, §§ 8 - 9 BauNVO

1.1.4 Sonderbauflächen PlanzV 90 Nr. 1.4.1 - 1.4.2 einschl. 4.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB, §§ 10 - 11 BauNVO (auch Konversionsflächen)

1.1.5 Flächen für den Gemein- PlanzV 90 Nr. 4.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB
bedarf

1.2 Verkehrsflächen PlanzV 90 Nr. 5, 6 - § 5 Abs. 2 Nr. 3 und § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
Verkehrsflächen außerhalb der Bruttobauflächen, die dem Straßen-, Schienen-, Luft-
und Schiffsverkehr dienen

1.3 Grünflächen, Flächen für PlanzV 90 Nr. 4.2, 9 - § 5 Abs. 2 Nr. 2, 5 und § 9 Abs. 1 Nr. 5, 15 BauGB 
Sport- und Spielanlagen Grünflächen (Parkanlagen, Kleingärten, Campingplätze, wenn diese nicht als Sonder-

bauflächen nach § 10 BauNVO festgesetzt sind, Badeplatz/Freibad, Friedhof) sowie
Spiel- und Sportanlagen außerhalb der Bruttobauflächen

1.4 Flächen für Ver- und PlanzV 90 Nr. 7 - § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB
Entsorgungsanlagen Betriebsflächen für Wasserversorgung, Energieversorgung, Abwasserreinigung und

Müllbeseitigung außerhalb der Bruttobauflächen

2. Freiraum alle Flächen außerhalb des Siedlungsraumes

2.1 Flächen für die Landw. PlanzV 90 Nr. 12 - § 5 Abs. 2 Nr. 9a und § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB 
Landwirtschaftsflächen

2.2 Flächen für Wald PlanzV 90 Nr. 12 - § 5 Abs. 2 Nr. 9b und § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB 
Waldflächen

2.3 Wasserflächen PlanzV 90 Nr. 10.1 - § 5 Abs. 2 Nr. 7 und § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB 
Wasserflächen

2.4 Flächen für Aufschüttung PlanzV 90 Nr. 11.1, 11.2 - § 5 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 17 und Abs. 6
und Abgrabungen BauGB 

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Gewinnung von Steinen, Erden
und anderen Bodenschätzen

2.5 sonstige Flächen alle übrigen Flächen der PlanzV 90 außerhalb des Siedlungsraumes

Die Flächenangaben in ha sind bis auf zwei Stellen hinter dem Komma anzugeben.



d) die in der Norm EN 45011 vom 8. August 1997 (EU-
ROPÄISCHE NORMEN 45011, Februar 1997) festge-
legten allgemeinen Anforderungen an Stellen, die Pro-
duktzertifizierung betreiben, erfüllen.

Auf Vorschlag der Auswahlkommission trifft der Minister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die endgültige
Entscheidung über die Kontrolleinrichtung bzw. Kon-
trolleinrichtungen (Zertifizierungsstelle/n).

Der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
überwacht die zugelassene Kontrolleinrichtung bzw. die zu-
gelassenen Kontrolleinrichtungen (Zertifizierungsstelle/n)
und kann die Zulassung wieder entziehen, wenn die ge-
nannten Kriterien nicht mehr erfüllt sind.

5. Bewerbung

Der Bewerber für die Kontrolleinrichtung (Zertifizierungs-
stelle) muß entsprechend dem Qualitätssicherungshand-
buch folgende Unterlagen einreichen:

- allgemeine Aussagen zur Qualitätspolitik, zu Qualitäts-
zielen sowie Qualitätsverpflichtungen

- kurze Beschreibung der Rechtsform der Kontrollein-
richtung (Zertifizierungsstelle)

- eine Beschreibung der Organisation der Kontrollein-
richtung (Zertifizierungsstelle), einschließlich der Ein-
zelheiten über das Lenkungsgremium, seine Zusam-
mensetzung, Aufgabenbereiche und Verfahrensregeln

- die Namen, Qualifikationen, Erfahrungen und Aufga-
benbereiche der verantwortlichen Leitung 

- ein Organigramm, das den hierarchischen Aufbau, die
Verantwortlichkeit und die Zuweisung von Aufgaben
durch die Leitung aufzeigt

- Verzeichnis der zugelassenen Unterauftragnehmer und
der Verfahren für die Begutachtung, Aufzeichnung und
Überwachung ihrer Kompetenz

- grundsätzliche Regelungen und das Verfahren zur Ein-
stellung, Auswahl und Weiterbildung des Personals der
Zertifizierungsstelle und deren Leistungskontrolle

- grundsätzliche Regelungen und das Verfahren der Qua-
litätsmanagementbewertung

- allgemeine Aussagen über den Verwendungsbereich der
Prüfeinrichtungen

- Verfahren für die Bewertung der Produkte und die
Durchführung des Zertifizierungsverfahrens von Erst-
und Folgeprüfungen

- Aussagen über die Handhabung von Buchprüfungen
bezüglich Herkünfte der Produkte und deren Kenn-
zeichnung

Die Bewerbungen sind bis zum 15. November 1999 zu richten
an:

Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten
Referat 42
Heinrich-Mann-Allee 103
14473 Potsdam
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Öffentliche Ausschreibung zum Schutz 
von geographischen Angaben und 

Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse 
und Lebensmittel

Bekanntmachung des Ministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten

Vom 8. September 1999

1. Gegenstand

Nach Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des
Rates vom 14. Juli 1992 ist es zwingend erforderlich, eine
Kontrolleinrichtung bzw. Kontrolleinrichtungen (Zertifizie-
rungsstelle/n) zu schaffen, die gewährleistet bzw. gewähr-
leisten, daß die Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, die mit
einer geschützten Bezeichnung versehen sind, die Anforde-
rungen der Spezifikation erfüllen.

Nach der Entscheidung über die öffentliche Ausschreibung
teilt das Land Brandenburg über das Bundesjustizministeri-
um der Kommission die Auswahl der Kontrolleinrichtung
bzw. Kontrolleinrichtungen (Zertifizierungstelle/n) und de-
ren Zuständigkeit mit. Die Kommission veröffentlicht diese
Angaben im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften.  

2. Teilnehmerkreis

Als Kontrolleinrichtung (Zertifizierungsstelle) können sich
alle Einrichtungen bewerben, die die Kriterien des Auswahl-
verfahrens unter Nummer 4 erfüllen. Die Einrichtungen müs-
sen ihren Geschäftssitz in Brandenburg oder Berlin haben.

3. Auswahlkommission

Zur Vorauswahl unter den Bewerbern wird eine Auswahl-
kommission gebildet, die sich aus Vertretern des Ministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie Ver-
tretern landwirtschaftlicher Verbände oder Organisationen
zusammensetzt.

4. Auswahlverfahren

Die Auswahlkommission trifft aus allen eingegangenen Be-
werbungen nach folgenden Kriterien eine Vorauswahl:

Die Kontrolleinrichtung (Zertifizierungsstelle) muß

a) eine ausreichende Gewähr für die Objektivität, Unpar-
teilichkeit und Unabhängigkeit gegenüber jedem zu
kontrollierenden Erzeuger und Verarbeiter bieten

b) jederzeit über die Sachverständigen und die Mittel ver-
fügen, die zur Durchführung der Kontrollen der mit der
geschützten Bezeichnung versehenen Agrarerzeugnisse
und Lebensmittel notwendig sind

c) eine personelle Trennung zwischen Prüfung und Ent-
scheidung über Zertifizierung/Zertifizierungsprozeß
aufweisen



Wahl zum 3. Landtag Brandenburg
am 5. September 1999

Vierte Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 23. September 1999

Endgültiges Ergebnis
der Wahl zum 3. Landtag Brandenburg

Gemäß § 38 Abs. 3 Satz 3 des Wahlgesetzes für den 
Landtag Brandenburg (Brandenburgisches Landeswahlgesetz -
BbgLWahlG) vom 2. März 1994 (GVBl. I S. 38), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung der Wahlkreis-
einteilung für die Wahl zum Landtag Brandenburg (Wahl-
kreisänderungsgesetz - WKÄndG) vom 23. Oktober 1998
(GVBl. I S. 210), und § 75 Abs. 1 Nr. 2 der Brandenburgischen
Landeswahlverordnung vom 11. März 1994 (GVBl. II S. 182)
mache ich das endgültige Ergebnis der Wahl zum 3. Landtag
Brandenburg vom 5. September 1999 bekannt:
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